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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Umweltschutz

Jahresrückblick 2019: Umweltpolitik

Die Umweltpolitik der Schweiz war 2019 sehr stark durch das Thema
Klimawandel/Klimaerwärmung geprägt. In zahlreichen grossen Streiks und
Demonstrationen äusserten viele Jugendliche, aber auch Besorgte älteren Semesters
ihren Unmut gegenüber der Politik und der Wirtschaft, welche sich in ihren Augen zu
wenig gegen die Klimaerwärmung engagierten. Viele wiesen aber auch darauf hin, dass
jede einzelne Person etwas gegen den Klimawandel unternehmen könne. Sie folgten
damit dem Beispiel der Schwedin Greta Thunberg, welche mit ihrem «Schulstreik für
das Klima» mediale Berühmtheit erlangte. Die Besorgnis über den Klimawandel
widerspiegelte sich auch in zahlreichen politischen Vorstössen und in den Beratungen
zur Revision des CO2-Gesetzes (vergleiche etwa Po. 18.4211 oder Po. 19.3385). Nachdem
der Nationalrat in der Wintersession 2018 die Revision des CO2-Gesetzes in der
Gesamtabstimmung noch abgelehnt hatte, nahm der Ständerat das Geschäft in der
Herbstsession 2019 wieder auf und formulierte zahlreiche Massnahmen zur Reduktion
der Treibhausgase. Der Bundesrat wiederum äusserte im Sommer 2019 die Absicht,
dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral sein soll, also unter dem Strich keine
Treibhausgasemissionen mehr ausstossen soll. Der Klimawandel war auch das
bestimmende Thema im Wahlkampf zu den eidgenössischen Parlamentswahlen 2019.
Breit diskutiert wurde dabei unter anderem der politische Richtungswechsel der FDP.
Während die FDP-Parlamentarier und -Parlamentarierinnen Ende 2018 noch zu den
Verhinderern eines griffigeren CO2-Gesetzes gehört hatten, schwenkte die Partei 2019
auf einen klimafreundlicheren Kurs um und machte das Klima gar zu ihrem
Wahlkampfthema. Am Wahlsonntag musste die FDP dennoch Verluste im Nationalrat
hinnehmen. Besser erging es den beiden Parteien, die das «grün» bereits im Namen
tragen; die guten Resultate der Grünen und der Grünliberalen widerspiegelten
dementsprechend die Wichtigkeit dieses Themas bei den Wählerinnen und Wählern. 
Eine breite Palette an Themen rund um das Klima war in den Monaten Juli, August und
September auch für einen Peak in der Umweltberichterstattung in den Schweizer
Zeitungen verantwortlich. Die Medien berichteten beispielsweise intensiv über die
Beratungen des CO2-Gesetzes im Ständerat und über die verschiedenen Klimastreiks
(beispielsweise derjenige in Lausanne mit Greta Thunberg) sowie über die
Radikalisierungstendenzen einiger Protesierender in Form der Blockade von Banken
oder des so genannten "Die-In" an Flughäfen. 

Des Weiteren war auch die Verschmutzung des Wassers mit Pestiziden in 2019 von
Belang. Im April dieses Jahres zeigten zwei Studien der Eawag und des
Oekotoxzentrums, dass Gewässer in landwirtschaftlich genutzten Einzugsgebieten stark
mit Pflanzenschutzmitteln belastet sind. Die Konzentrationen einzelner Stoffe stellten
über Monate hinweg ein Risiko für chronische Schäden dar und lagen längere Zeit über
Werten, ab denen für Pflanzen und Tiere im Wasser ein akut toxisches Risiko besteht.
Im Parlament waren zu diesem Thema Ende 2019 zwei Volksinitiativen hängig: die
Initiativen «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide» und «für sauberes
Trinkwasser und gesunde Nahrung – Keine Subventionen für den Pestizid- und den
prophylaktischen Antibiotika-Einsatz». Der Nationalrat lehnte es in der Sommersession
2019 ab, einen Gegenvorschlag zu diesen beiden Volksinitiativen auszuarbeiten. Die
WAK-NR und die WAK-SR stimmten jedoch einer parlamentarische Initiative der WAK-
SR (Pa.Iv. 19.475) zu, welche die gesetzliche Verankerung eines Absenkpfads mit
Zielwerten für das Risiko beim Einsatz von Pestiziden verlangt. Die beiden WAK wollten
diese Vorlage aber explizit nicht als Gegenvorschlag zur Trinkwasserinitiative verstanden
wissen.

Hohe mediale und politische Wellen schlug auch der IPBES-Bericht zum globalen
Zustand der Artenvielfalt. Der Bericht untersuchte, in welchem Zustand sich Tiere,
Pflanzen und ihre Lebensräumen befanden und stellte der Weltgemeinschaft
dahingehend ein Armutszeugnis aus. Etwa eine Million der geschätzten acht Millionen
Tier- und Pflanzenarten, die es auf der Welt gibt, seien vom Aussterben bedroht und
die Schuld daran trage der Mensch und seine Aktivitäten. Der Bericht führte zu
zahlreichen parlamentarischen Vorstössen, in denen etwa die

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Biodiversitätsverträglichkeit von Schweizer Finanzierungen und Investitionen
angesprochen wurde (Ip. 19.3591) oder zu einer Intensivierung des Aktionsplans
Biodiversität aufgerufen wurde (Mo. 19.3504).

Zuletzt seien noch zwei Studien zum Thema Food Waste erwähnt, welche im Jahr 2019
erschienen. Die zwei Studien des Bundesamts für Umwelt befassten sich mit den
eindrücklichen Zahlen der Lebensmittelverluste aus der Landwirtschaft respektive den
Privathaushalten. In der Landwirtschaft fallen jedes Jahr 225’000 Tonnen
Lebensmittelverluste an. Davon wären rund 90 Prozent vermeidbar. In den Haushalten
sind es rund 1 Million Tonnen Lebensmittelabfälle, wovon fast die Hälfte vermeidbar
wäre. In früheren Studien waren bereits die Gastronomie, der Detailhandel und die
Lebensmittelindustrie analysiert worden. Auf gesetzlicher Ebene könnte es im Bereich
des Detailhandels bald zu einer Änderung kommen, da der Nationalrat in der
Sommersession die Motion Munz (sp, SH; Mo. 19.3112) gutgeheissen hat. Diese möchte
das Lebensmittelgesetz um eine Berechtigung für den Bundesrat, Bestimmungen für die
Abgabe von Lebensmitteln an zertifizierte Organisationen oder Personen zwecks
Verhinderung von Lebensmittelverlusten zu erlassen, ergänzen. Nun lag es an der
kleinen Kammer zu entscheiden, ob dieser Schritt in Richtung einer Reduktion von
Food Waste realisiert wird. 1

Rückblick auf die 51. Legislatur: Umweltschutz

Autorinnen und Autoren: Bernadette Flückiger, Karel Ziehli und Marlène Gerber

Stand: 17.08.2023

Die nach der sogenannten Klimawahl angetretene 51. Legislatur war im Bereich des
Umweltschutzes stark geprägt von der Klimapolitik, die wiederum einem wechselhaften
politischen Klima ausgesetzt war. Das totalrevidierte CO2-Gesetz, das zur Erreichung
eines 50-prozentigen Reduktionsziels bis 2030 gegenüber 1990 etwa zentrale
Massnahmen für Eigentümerinnen und Eigentümer mit Ölheizungen,
Treibstoffimporteure und Flugreisende eingeführt hätte, wurde von der
Stimmbevölkerung im Juni 2021 an der Urne knapp abgelehnt. Um das mit dem Pariser
Abkommen vereinbarte Reduktionsziel der Schweiz dennoch zu erreichen, lancierte die
UREK-NR unmittelbar nach Ablehnung an der Urne erfolgreich eine
Kommissionsinitiative, mit der die wichtigsten Massnahmen des bisherigen CO2-
Gesetzes bis 2024 verlängert werden sollten. Die Räte verabschiedeten die so
ausgestaltete Teilrevision des CO2-Gesetzes bereits in der Wintersession 2021. Im
September 2022 präsentierte der Bundesrat zudem seine neue Botschaft zum
revidierten CO2-Gesetz für 2025 bis 2030, worin er im Unterschied zur letzten Revision
auf neue und höhere Abgaben verzichtete. 

Bereits im August 2019 hatte der Bundesrat aufgrund aktuellster Erkenntnisse des
Weltklimarates eine Verschärfung seines Klimaziels beschlossen; bis 2050 soll die
Schweiz klimaneutral werden. Dieses Netto-Null-Ziel bis 2050 sowie dazugehörige
Massnahmen – in erster Linie zur Förderung innovativer Technologien und finanzielle
Anreize zur Umstellung auf klimaschonende Heizungen – nahm das Parlament in der 51.
Legislatur in den indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative auf. Gegen den
indirekten Gegenvorschlag in Form des Klima- und Innovationsgesetzes wurde das
Referendum ergriffen. Nachdem die Vorlage im Juni 2023 an der Urne angenommen
worden war, zogen die Initiantinnen und Initianten die Volksinitiative definitiv zurück. 

Auch dem Gewässerschutz wurde in der 51. Legislatur ein hoher Stellenwert
beigemessen. Mit der Trinkwasser- und der Pestizid-Initiative kamen in diesem Bereich
gleich zwei Volksanliegen zur Abstimmung. Nach einem hitzigen Abstimmungskampf
lehnte die Stimmbevölkerung beide Initiativen an der Urne ab. Zu Änderungen im
Gewässerschutz kam es in besagter Legislatur dennoch: Neben den im Rahmen der
Weiterentwicklung der Agrarpolitik (AP22+) beschlossenen Massnahmen verlangte auch
eine parlamentarische Initiative eine Verminderung des Risikos beim Einsatz von
Pestiziden: Mit entsprechenden Änderungen des Chemikaliengesetzes, des
Landwirtschaftsgesetzes und des Gewässerschutzgesetzes wurden die im «Aktionsplan
Pflanzenschutzmittel» festgehaltenen Reduktionsziele gesetzlich verankert. Darüber
hinaus forderte die Initiative die Verringerung der Nährstoffverluste. Durch Annahme
einer Motion verlangte das Parlament indes, das diesbezüglich vom Bundesrat auf dem
Verordnungsweg festgelegte Reduktionsziel nachträglich anzupassen. Zuspruch im
Parlament fand ferner eine Motion mit der Forderung, den Schutz der

BERICHT
DATUM: 17.08.2023
MARLÈNE GERBER
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Trinkwasserfassungen zu verstärken. Ebenfalls nahm das Parlament zwei Motionen an,
die die Wasserqualität durch einen Ausbau respektive eine Aufrüstung von
Abwasserreinigungsanlagen zur Reduktion von Mikroverunreinigungen respektive zur
Verbesserung der Stickstoffeliminierung erhöhen wollen. 

Nachdem das Thema Kreislaufwirtschaft nach Ablehnung der Volksinitiative «Grüne
Wirtschaft» an der Urne im Jahr 2016 und nach Nichtzustandekommen eines indirekten
Gegenvorschlags etwas in den Hintergrund getreten war, erhielt es in der 51. Legislatur
neuen Schub. In der Sondersession vom Mai 2023 behandelte der Nationalrat als Erstrat
eine durch eine parlamentarische Initiative initiierte Änderung des
Umweltschutzgesetzes zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft, mit der die
Umweltbelastung durch Verpackungen und Abfälle massgeblich reduziert werden soll. In
ebendieser Legislatur wurden auch einige Motionen überwiesen, die sich zwecks
Abfallverminderung Änderungen der gesetzlichen Grundlagen wünschten, so eine
Motion zur Wiederverwendung von Baumaterialien, zur Stärkung des Plastikrecyclings,
zur Verstärkung von Massnahmen gegen Littering sowie zur Verringerung von Food
Waste. 

Ausserhalb des Parlaments berichteten die Medien häufig über ungewöhnliche
Demonstrationen von Klimaaktivistinnen und -aktivisten, so auch über Klebeaktionen,
die Besetzung eines Verkehrsknotens in der Stadt Zürich oder diejenige des
Bundesplatzes. Medial stark begleitet wurde nicht zuletzt auch ein im Waadtland
geführter Gerichtsprozess gegen Aktivistinnen und Aktivisten, die in einer Lausanner
Filiale der Credit Suisse in einer Aktion auf die umweltschädlichen Investitionen der CS
in Milliardenhöhe aufmerksam machten. Insbesondere 2022 widmeten die Medien auch
dem vermeintlichen oder tatsächlichen Konflikt zwischen Landschaftsschutz und
erneuerbaren Energieträgern viel Druckerschwärze, was sich etwa in kontroversen
Diskussionen um einen Photovoltaikpark im Walliser Hochgebirge äusserte. 

Darüber hinaus war das Verhältnis zwischen Biodiversität und Landwirtschaft
Gegenstand der ausführlichen parlamentarischen Debatte zur Biodiversitätsinitiative
und zu deren indirektem Gegenvorschlag. Das Volksanliegen wird die Politik wohl auch
während der 52. Legislatur noch beschäftigten, hat doch der Ständerat in der
Sommersession 2023 im Unterschied zum Nationalrat entschieden, nicht auf den
indirekten Gegenvorschlag einzutreten. 

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

Naturschutz

Zu Auseinandersetzungen um konkrete Einzelfälle kam es vor allem dort, wo sich die
Interessen der touristischen Erschliessung und jene des Landschaftsschutzes
gegenüberstanden. Das zeigte sich etwa am Widerstand gegen den Bau von
Luftseilbahnen auf das Klein-Matterhorn und den Feekopf bei Saas-Fee und beim
Entscheid des Bundesgerichts, Rekurse gegen Waldrodungsbewilligungen der Tessiner
Behörden gutzuheissen. Im Kanton Schwyz hingegen wurde die Rodung und
Überbauung auf der «Schillermatte» unter Berücksichtigung gewisser Aspekte des
Naturschutzes und der Forstwirtschaft im zweiten Anlauf bewilligt. Gegen die
Überbauung und gegen die Zerstörung der Eigenart des Oberengadins wurden
verschiedene private Aktionen gestartet. Sammlungen brachten CHF 700'000 ein, was
den Ankauf eines Teils des gefährdeten Landes ermöglichte. Eine Petition mit 359'279
Unterschriften – sie wurde gleichzeitig mit einer Petition für den Schutz gefährdeter
Tierarten vom World Wildlife Fund eingereicht – unterstrich den Wunsch der
Bevölkerung, Landschaften von nationaler Bedeutung zu erhalten. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.12.1971
ULRICH KLÖTI
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Im Herbst legte die Landesregierung den eidgenössischen Räten den Entwurf zu einem
neuen Verfassungsartikel vor, der den Tierschutz zur Bundessache erklären soll. Bis
dahin sind auf diesem Gebiet vorwiegend die Kantone zuständig; moderne
Tierschutzgesetze besitzen aber nur deren vier. Der Vollzug der Tierschutzgesetzgebung
wird im Entwurf primär den Kantonen überlassen, wobei sich immerhin der Bund –
analog zum Wasserwirtschaftsartikel – eine eigene Vollziehungskompetenz vorbehält.
Wie in anderem Zusammenhang gezeigt worden ist, soll der neue Artikel das
Schächtverbot der Bundesverfassung ersetzen. Das Vernehmlassungsverfahren zeitigte
keine grundsätzliche Gegnerschaft; allerdings wandte sich der Israelitische
Gemeindebund gegen eine provisorische Beibehaltung der Schächtklausel in einer
Übergangsbestimmung, und die CVP wünschte die gleichzeitige Unterbreitung des
Ausführungsgesetzes. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.11.1972
PETER GILG

Die Ersetzung des Schächtverbots der Bundesverfassung durch einen allgemeinen
Artikel über den Tierschutz passierte ohne grössere Auseinandersetzungen Parlament
und Volksentscheid. Die Aufzählung einer nicht abschliessend gemeinten Reihe von
Teilgebieten, die der Bund vorzugsweise regeln soll, erregte bei Juristen Anstoss; als
Mittel zur Information des Stimmbürgers über die Tragweite der Revision wurde sie
jedoch beibehalten. Überwiegend wandte man sich im Blick auf die
Ausführungsgesetzgebung gegen eine Aufhebung des Schächtverbots; dieses blieb in
der Form einer Übergangsklausel bestehen. Für die Volksabstimmung gaben fast alle
Parteien die Japarole aus; vereinzelte opponierende Gruppen, so die Genfer Vigilance
und mehrere Schlachthausdirektoren, glaubten vor allem einer bevorstehenden
Wiederzulassung des Schächtens vorbeugen zu müssen. Der Entscheid fiel im Verhältnis
5:1; in keinem Kanton erreichten die Gegner einen Drittel der Stimmen. Über
Tierschutzbestrebungen auf dem Gebiet der Jagd und der Fischerei ist schon an
anderer Stelle berichtet worden.

Abstimmung vom 2.Dezember 1973

Beteiligung: 34.99%
Ja: 1'041'504 (84.0%) / Stände: 19 6/2
Nein: 199'090 (16.0%) / Stände: 0

Parolen:
– Ja: CVP, EVP, FDP, LdU, LPS, PdA, REP, SD, SPS, SVP
– Nein: EVP TG 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.1973
PETER GILG

In mehreren Kantonen sahen sich die Behörden veranlasst, mit drastischen
Massnahmen gegen das allzu intensiv betriebene Sammeln von Pilzen einzuschreiten. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.08.1976
HANS HIRTER

Le parc national suisse est un exemple évident des efforts consentis au niveau national.
Les Chambres fédérales ont ici aussi suivi le gouvernement et approuvé sans opposition
le projet de loi sur le parc national présenté en 1979. Celui-ci établit le parc national sur
des bases légales plus modernes et permettra en outre d'intervenir, pour assurer
l'équilibre biologique de la région, dans des questions particulièrement débattues,
telles que la tendance à la prolifération des troupeaux de cerfs. L'Office fédéral des
forêts a démontré que toute une série de raisons parlent en faveur de la création de
nouveaux parcs nationaux. Tandis que cet office voudrait se limiter à la recherche d'un
terrain adéquat dans la région alpine, Pro Natura Helvetica, en tant qu'organisation
faîtière réunissant les associations de protection de l'environnement, estimait que le
sauvetage d'un des derniers grands rivages encore préservé de nos lacs, la Grande
Cariçaie, au sud-est du lac de Neuchâtel, était un devoir national. C'est pourquoi,
appuyée par une pétition portant plus de 310'000 signatures, cette organisation a
demandé la sauvegarde de cette «Camargue suisse», en renonçant en premier lieu à
faire passer l'autoroute N1 sur ce rivage. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.1980
FRANÇOIS DA POZZO
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Angesichts der fortschreitenden Landschaftszerstörung forderte eine vom Nationalrat
als Postulat überwiesene Motion Ott (sp, BL) verstärkte Anstrengungen im Natur- und
Heimatschutz, namentlich beim Vollzug der bereits geschaffenen Gesetze. Der
Bundesrat anerkannte, dass der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen zu einer
vorrangigen Staatsaufgabe geworden sei, und sicherte zusätzliche Massnahmen für
einen wirksamen Gesetzesvollzug zu. Einen Schritt dazu stellte die Erhöhung der Mittel
für Beiträge zugunsten von Natur- und Heimatschutzaufgaben von CHF 8.4 Mio. (1985)
auf CHF 11.5 Mio. dar. Die Arbeiten an den verschiedenen Bundesinventaren, welche als
Grundlagen für die Erhaltung der einheimischen Tier- und Pflanzenarten von
Bedeutung sind, wurden fortgesetzt. Zwei Biotopinventare (Hochmoore und
Auengebiete) sind bereits fertiggestellt, ein drittes (Trockenstandorte) weit gediehen,
und eine Erhebung über die übrigen Feuchtgebiete ist in Planung. 7

MOTION
DATUM: 09.10.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Neben der Erhaltung der natürlichen Lebensräume bedrohter Tier- und Pflanzenarten
wurde im Berichtsjahr auch dem Artenschutz selbst vermehrte Bedeutung zugemessen.
Nachdem die Vogelwarte Sempach mit alarmierenden Ergebnissen ihres 1983
gestarteten Überwachungsprogramms der einheimischen Vogelarten an die
Offentlichkeit getreten war, verlangte ein vom Nationalrat überwiesenes Postulat Ott
(sp, BL) vom Bundesrat die Prüfung von Sofortmassnahmen. Mit einer internationalen
Kampagne «Save the Birds» und einer über die Landesgrenzen hinausreichenden
«Aktion Schmetterling» kämpften die Naturschutzorganisationen gegen das Aussterben
bedrohter Arten und ihrer Lebensräume. In dieselbe Richtung zielten auch ihre
Bemühungen um eine naturgerechtere Landwirtschaftspolitik. 8

POSTULAT
DATUM: 31.12.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Mit dem Inkrafttreten der neuen Bestimmungen über den Biotopschutz haben die
Arbeiten an den Inventaren der gefährdeten Lebensräume für Pflanzen und Tiere
(Moore, Auen, Feuchtgebiete und Trockenstandorte) verstärkte Priorität erhalten. Die
Inventare werden für die Grundeigentümer verbindlich sein – im Unterschied zu den
Objekten des auf einen anderen NHG-Artikel abgestützten «Bundesinventars der
Landschaften und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung» (BLN), das keinen
direkten rechtlichen Schutz bewirkt, sondern lediglich als Instrument der Richtplanung
auf Bundesebene dient. Das BLN ersetzt und ergänzt stufenweise das Inventar der
privaten «Kommission zur Inventarisierung der Landschaften und Naturdenkmäler von
nationaler Bedeutung» (KLN), das im Frühling nach 30-jähriger Arbeit abgeschlossen
wurde. Den Grundstein für dieses Werk hatten der Schweizerische Bund für
Naturschutz (SBN), der Schweizer Heimatschutz (SHS) und der Schweizer Alpenclub
(SAC) angesichts der Bedrohung zahlreicher Landschaften durch Kraftwerkprojekte in
den 50er Jahren gelegt, als es noch keinen Verfassungsartikel über Natur- und
Heimatschutz oder eine speziell zuständige Bundesstelle gab. 9

BERICHT
DATUM: 01.02.1988
KATRIN HOLENSTEIN

Eine lückenhafte Vernetzung von Lebensräumen schlägt sich in immer länger
werdenden Listen von bedrohten Tierarten nieder. Deshalb ist die langfristige
Sicherung aller bestehenden naturnahen Flächen als Teil eines Biotopverbundsystems
weiterhin dringend. Um den Artenschwund zu stoppen, führten die
Naturschutzorganisationen ihren Kampf für eine umwelt- und naturverträgliche
Landwirtschaftspolitik fort und forderten insbesondere einen Ausbau der
Direktzahlungen an die Bauern, verbunden mit ökologischen Auflagen. Mit
Bewirtschaftungsbeiträgen für die Erhaltung und Wiederbelebung von
Trockenstandorten, Feuchtgebieten oder anderer naturnaher und standortgemässer
Vegetation sollen Mehraufwand und Ertragseinbussen abgegolten werden. Die
Grundlagen für solche Anreize sind im revidierten NHG vorhanden. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.09.1988
KATRIN HOLENSTEIN

Eines der ältesten internationalen Abkommen im Naturschutzbereich, das aus dem Jahr
1971 stammende Übereinkommen von Ramsar zum Schutz von Feuchtgebieten als
Lebensraum für Wasser- und Watvögel, soll durch strukturelle Anpassungen grössere
Durchschlagkraft erhalten. Beide Räte ermächtigten den Bundesrat zur Ratifikation der
Änderung. Das Ramsar-Abkommen war von der Schweiz 1974 unterzeichnet und 1976
ratifiziert worden, doch fehlte dem Bund bisher die Möglichkeit, die eingegangenen
Schutzverpflichtungen zu realisieren, weil die Kompetenz dazu bei den Kantonen lag.
Gestützt auf die Biotopschutzbestimmungen des revidierten NHG sowie auf das neue,
seit dem 1. April geltende Jagdschutzgesetz (JSG), das unter anderem die Ausscheidung

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.1988
KATRIN HOLENSTEIN
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von Zugvogelreservaten von internationaler Bedeutung vorsieht, kann der Bund nun die
Schutzgebiete nach Anhörung der Kantone im Sinne des Ramsar-Abkommens
festlegen. 11

Lausanne a vu se tenir le congrès de la Convention mondiale pour les espèces en
danger (CITES), organisme rattaché au PNUE. Le débat s'est entièrement axé autour de
la sauvegarde de l'éléphant et du commerce de l'ivoire. De nombreux pays ainsi que les
organisations de protection des animaux étaient en faveur d'une protection totale de
cette espèce. Mais le secrétariat de la CITES, de même que quelques pays africains,
prétendaient qu'une telle mesure ne ferait que favoriser le trafic illégal d'une part, et,
d'autre part, pénaliserait les pays qui avaient besoin de l'argent issu du commerce de
l'ivoire légal (abattage par quotas dans le but d'une simple stabilisation de leurs
troupeaux) pour financer leurs brigades anti-braconnage. En 1960, l'Afrique comptait
deux millions d'éléphants. En 1989, il n'y en avait plus que 400'000 et l'abattage se
poursuivait au rythme de 70'000 bêtes par années. Finalement, la grande majorité des
Etats participants se prononça pour l'interdiction de tout commerce d'ivoire et classa
l'éléphant dans la catégorie des animaux «intouchables». Toutefois, six pays ont émis
des réserves et quelques concessions pourront être accordées aux Etats apportant la
preuve du maintien de leur cheptel. La Suisse est le seul pays occidental à s'être
opposé à ces décisions, reprenant l'argumentation du secrétariat. 12

ANDERES
DATUM: 26.10.1989
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a transmis comme postulat la motion Maeder (adl, AR) exigeant du
gouvernement une interdiction des importations de tortues terrestres comme
animaux domestiques, conformément à ce que permettent certaines dispositions de la
loi sur la protection des animaux. 13

MOTION
DATUM: 23.03.1990
SERGE TERRIBILINI

Cette même chambre accepta également le postulat Bär (pe, BE) demandant que, dans
le cadre de la sauvegarde des espèces végétales dans les alpages, il soit possible de lier
l'octroi de contributions d'estivage à l'interdiction des engrais azotés. 14

POSTULAT
DATUM: 14.12.1990
SERGE TERRIBILINI

Par ailleurs, en application de la loi sur la chasse et la protection des animaux ainsi que
de la Convention de Ramsar, le gouvernement a adopté une ordonnance plaçant sous
protection dix réserves d'oiseaux d'eau et migrateurs, dont neuf sont considérées
comme étant d'importance internationale. Ce texte, entré en vigueur le 1er février,
entend notamment limiter certaines activités nuisibles pour les oiseaux et leur milieu,
tels la chasse, la pêche, la navigation ou le tourisme. La surveillance de ces zones
incombe aux cantons, mais la Confédération participera à leurs frais à hauteur de 30 à
50%. 15

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 25.02.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil fédéral a adopté une nouvelle ordonnance, entrant en vigueur le ler janvier
1992, sur les districts francs, qui vise à assurer la protection des espèces rares
d'oiseaux et de mammifères. Certaines d'entre elles vont ainsi pouvoir être protégées
contre la chasse ainsi que contre les nuisances dues à l'activité humaine. Le but de
l'ancienne ordonnance, qui était l'augmentation de leurs effectifs, ayant été largement
atteint, celui-ci prévoit des mesures de régulation de ces espèces. 16

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.10.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a transmis comme postulat la motion Weder (adi, BS), préoccupée
par la sauvegarde de la richesse de la flore et de la faune. Dans ce but, ce texte
propose le strict respect de la législation existante, la promotion de la recherche, la
protection accrue des zones marécageuses ainsi que la création de nouveaux réseaux
de biotopes. 17

POSTULAT
DATUM: 04.10.1991
SERGE TERRIBILINI
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Anlässlich der Konferenz der Unterzeichnerstaaten der Konvention über den Schutz der
biologischen Vielfalt forderten der WWF, SWISSAID und die Westschweizer
Bauernorganisation Union des Producteurs Suisses (UPS) die rasche Ratifizierung der
Artenschutzkonvention durch die Schweiz. Die an der Konferenz von Rio 1992
beschlossene Konvention sieht unter anderem die gerechte Entschädigung für Patente
genetischer Ressourcen aus Entwicklungsländern vor. Die Industrieländer hatten sich
jedoch im Gefolge der Konferenz nicht bereit gezeigt, die Artenschutzkonvention in der
beschlossenen Form zu akzeptieren. Es waren vor allem Länder der Dritten Welt,
welche die Konvention bisher ratifizierten. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Le Conseil fédéral a présenté son message sur la Convention des Nations Unies sur la
diversité biologique adoptée lors du sommet de la terre de Rio de Janeiro de 1992. Ce
texte a essentiellement pour objectif la conservation de la diversité biologique,
l'utilisation durable de ses éléments ainsi que le partage équitable des avantages tirés
de l'utilisation des ressources génétiques. Pour atteindre ces buts, ces accords
prévoient des inventaires des espèces existantes, la détection et la réduction des
activités qui leur sont dommageables, l'amélioration des écosystèmes dégradés, des
mesures de protection lors de l'utilisation d'organismes génétiquement modifiés et la
promotion du transfert vers les pays en voie de développement de technologies
nécessaires à une utilisation durable des ressources biologiques. 19

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 25.05.1994
SERGE TERRIBILINI

L'OFEFP, en publiant les «listes rouges des espèces animales menacées en Suisse», a
voulu lancer un cri d'alarme à ce sujet. En effet, sur les 2'745 espèces recensées, 41%
seraient menacées de disparition. Les espèces les plus touchées sont les batraciens
(95%) et les reptiles (80%). La dégradation de leurs biotopes en est la cause
principale. 20

BERICHT
DATUM: 13.09.1994
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil fédéral a proposé au parlement de se prononcer en faveur d'un
amendement à la Convention du 3 mars 1973 sur le commerce international des
espèces de faune et de flore sauvages menacées d'extinction. Ce nouveau texte a pour
but de permettre aux organisations supranationales ayant pour objectif une intégration
économique régionale, en l'occurrence l'UE, de participer également, aux côtés des
Etats, à la protection des espèces menacées en réglementant leur commerce. Les
Chambres l'ont adopté à l'unanimité. 21

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 28.09.1994
SERGE TERRIBILINI

Les Chambres ont accepté de ratifier cette convention. Ne désirant pas modifier un
texte approuvé par la plupart des pays industrialisés, le Conseil national a rejeté des
propositions de minorités roses-vertes dont le but était de renforcer explicitement la
position des pays du Sud dans le cadre d'une déclaration interprétative réglant les
relations commerciales en matière de propriété intellectuelle, de transferts
technologiques et de biotechnologie. Pour sa part, le Conseil des Etats a refusé une
proposition de non-entrée en matière de C. Schmid (pdc, AI). Ce dernier a notamment
affirmé que la Suisse ne pouvait assumer une telle convention, notamment quant à la
charge financière nouvelle qu'elle supposerait. 22

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 29.09.1994
SERGE TERRIBILINI

A l'initiative du gouvernement, le parlement a également accepté d'adhérer à la
Convention sur la conservation des espèces migratrices appartenant à la faune
sauvage, texte datant de 1979 et auxquels 44 Etats sont parties, ainsi que l'UE. Cet
accord vise à protéger les espèces migratrices au plan mondial ainsi que leur habitat et
leur biotope. Si la législation suisse est déjà suffisante pour faire face aux obligations de
cette convention, cette dernière permettra néanmoins une meilleure coordination des
efforts de protection au niveau international. 23

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.12.1994
SERGE TERRIBILINI
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Déposée en 1994 avec plus de 80'000 signatures, la pétition du Groupe de travail pour
la protection des mammifères marins sur la détention de dauphins et de cétacés a été
examinée par le parlement. Celle-ci demande l'interdiction immédiate de l'importation
de ces mammifères, la fermeture des delphinariums de Suisse ainsi que, si possible, la
remise en liberté des dauphins détenus. Première des deux Chambres à se prononcer
sur cet objet, le Conseil des Etats a transmis la pétition au Conseil fédéral pour qu'il en
prenne acte. Faisant de même avec les points 2 et 3 de la pétition, la Chambre du
peuple a en revanche décidé, à une faible majorité, de soutenir la requête relative à
l'interdiction d'importer des cétacés en la transformant en motion. 24

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 05.10.1995
LIONEL EPERON

La deuxième conférence des parties à la Convention des Nations Unies sur la
biodiversité s'est tenue à Djakarta (Indonésie) dans le courant du mois de novembre.
Les représentants des 128 Etats membres y ont principalement débattu de la
technologie génétique, de la protection de l'environnement marin et côtier ainsi que de
la localisation du Secrétariat permanent de la convention pour lequel la ville de
Montréal a été préférée à celle de Genève. Outre cette décision qui devait fortement
compromettre l'avenir de la Genève internationale en tant que capitale de
l'environnement, la conférence de Djakarta s'est soldée par la création d'un groupe de
travail chargé d'élaborer, d'ici à 1998, un protocole portant principalement sur les
exportations d'organismes génétiquement modifiés. La protection de la faune et de la
flore marines a pour sa part été l'objet d'une initiative requérant des Etats-parties la
mise sur pied d'études sur la question ainsi que de mesures à l'échelle nationale. 25

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.11.1995
LIONEL EPERON

Transmise de justesse par la Chambre du peuple durant la session parlementaire
d'automne 1995, la motion de la minorité Gadient (udc, GR) de la Commission de la
science, de l'éducation et de la culture chargeant le gouvernement de promulguer
l'interdiction immédiate d'importer des cétacés a été examinée par le Conseil des
Etats. Celui-ci - conformément aux recommandations de sa commission qui a estimé
que l'interdiction de toute importation de dauphins pour des motifs touchant à la
protection des animaux constituerait une mesure disproportionnée - a décidé par 20
voix contre 11 de ne pas transmettre la motion, et ce même sous la forme moins
contraignante d'un postulat. 26

MOTION
DATUM: 20.03.1996
LIONEL EPERON

La Conférence des Etats parties à la Convention sur le commerce international des
espèces de faune et de flore sauvages menacées d'extinction (CITES) qui s'est tenue en
juin à Harare (Zimbabwe) a été à l'origine d'une vive polémique entre la Confédération
et Greenpeace Suisse. Critiquant l'attitude de la Suisse durant cette réunion,
l'association écologiste s'en est ouvertement prise au chef de la délégation helvétique,
Peter Dollinger, l'accusant de favoriser la disparition d'espèces menacées et exigeant
en conséquence sa démission immédiate. Plus précisément, Greenpeace a reproché à
la délégation suisse d'avoir non seulement émis des réserves à la protection de 18
espèces menacées, mais surtout d'avoir voté une levée partielle du moratoire sur le
commerce de l'ivoire provenant des défenses d'éléphants. Faisant l'objet d'une
campagne d'affichage dirigée contre lui, le haut fonctionnaire fédéral a alors décidé de
porter plainte contre ses détracteurs. Ceux-ci n'ont toutefois pas désarmé puisqu'ils
ont fait parvenir une pétition munie de 15'000 signatures aux autorités fédérales
exigeant que la Suisse modifie sa politique en matière de protection des espèces. Saisie
de l'affaire à deux reprises, la justice bernoise a pour sa part fait interdire la campagne
d'affichage à l'encontre du haut fonctionnaire à titre de mesure provisionnelle. 27

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.08.1997
LIONEL EPERON

A l'initiative du nouveau directeur du Parc national, Heinrich Haller, la surface de celui-
ci devrait tripler à l'horizon de l'an 2000. A cette fin, un projet prévoyant
l'établissement d'une zone mixte d'exploitation durable et de protection attenante au
domaine actuel a été mis sur pied. 28

BERICHT
DATUM: 30.10.1997
LIONEL EPERON
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La commission fédérale chargée de plancher sur l'agrandissement du Parc national
suisse s'est mise d'accord sur un projet qui prévoit de partager le parc en deux zones
distinctes: une zone centrale et une zone tampon. L'élargissement devrait permettre
d'améliorer la protection et la biodiversité du parc. La zone centrale sera élargie de 30
km2 et sera intensivement protégée. La zone tampon consistera en une ceinture de
protection de 400 km2 supplémentaires comprenant la moitié sud de la vallée de
l'Engadine, de Pontresina jusqu'à la frontière avec l'Autriche. 29

BERICHT
DATUM: 05.11.1998
LAURE DUPRAZ

Mit der Revision der Freisetzungsverordnung erliess der Bund erstmals ein nationales
Verbreitungsverbot für einige Problempflanzen. Von den 20 Arten der „Schwarzen
Liste“, die als gebietsfremde Pflanzen (invasive Neophyten) in der Schweiz eingedämmt
werden sollten, fallen aber nur sechs unter das vorgesehene Verbot. Es handelt sich um
jene Arten, welche auch wirtschaftliche Schäden verursachen und eine Gefahr für die
Gesundheit darstellen: die Aufrechte Ambrosie, welche Allergien auslöst, den
Riesenbärenklau, der bei Berührung Hautentzündungen bewirkt, das Schmalblättrige
Greiskraut, das in der Landwirtschaft Probleme verursacht, sowie den Essigbaum, den
Japanischen und den Sachalin-Knöterich. 30

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 27.02.2006
MAGDALENA BERNATH

Le DETEC a mis en consultation un projet de révision partielle de l’ordonnance sur les
réserves d’oiseaux d’eau et de migrateurs afin de créer huit nouvelles réserves
d’importance nationale et d’étendre la réserve d’importance internationale de Cudrefin
(VD), sur le lac de Neuchâtel. Le projet comporte également des mesures visant à
résoudre les problèmes découlant de l’utilisation croissante des cours et plans d’eau
pour des activités de loisirs. Ainsi, l’octroi d’autorisations sera désormais soumis à des
critères plus sévères, de sorte à tenir pleinement compte du potentiel de dérangement
des animaux et de dommage à leur habitat causés par les engins et appareils de
loisirs. 31

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 11.08.2008
NICOLAS FREYMOND

Einstimmig verabschiedeten National- und Ständerat eine Änderung zum Bundesgesetz
über den Verkehr mit Tieren und Pflanzen geschützter Arten. Damit wurden
Bestimmungen zum Übereinkommen über den internationalen Handel mit gefährdeten
Wildtieren und -pflanzen zum ersten Mal auf Gesetzesstufe verankert. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.2012
MARLÈNE GERBER

Nach Verabschiedung der Strategie Biodiversität Schweiz im Frühjahr 2012 erhielt das
BAFU den Auftrag, mit betroffenen Akteuren aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft
einen Aktionsplan zur Umsetzung Strategie Biodiversität Schweiz auszuarbeiten – ein
Ziel, dass bei einer Zahl von um die involvierten 650 Personen und 250 Organisationen,
die 320 mögliche Massnahmen zu diskutieren hatten, von denen nach Abschluss des
partizipativen Prozesses im Jahr 2013 schliesslich 110 politisch umgesetzt werden
sollten, relativ ehrgeizig anmutet. Nach bundesinterner Konsultation und Ergänzung
beschloss der Bundesrat im Februar 2015, bei den Kantonen eine Vorkonsultation
durchzuführen. Diese sollten zu denjenigen Massnahmen Stellung nehmen, von denen
sie bei der Umsetzung und Finanzierung betroffen wären. Die Konsultation sollte somit
zum einen der Abschätzung der Akzeptanz und Priorisierung der vorgeschlagenen
Massnahmen und zum anderen der Einschätzung der Zahlungsbereitschaft der Kantone
dienen. Bezüglich Zeitraum und Finanzierung der geplanten Massnahmen rechnete der
Bund in der bis 2020 andauernden Vorbereitungsphase mit jährlichen Ausgaben von
CHF 79 Mio. und in der darauf folgenden Umsetzungsphase bis 2040 mit Ausgaben in
der Höhe von ungefähr CHF 210 Mio. pro Jahr. Da die Biodiversität als Verbundaufgabe
konzipiert ist, müssten die Kantone Mittel in ungefähr ebendieser Grössenordnung zur
Verfügung stellen. Die Konsultation ergab, dass die Kantone den geplanten Massnahmen
grundsätzlich positiv gegenüberstanden. Auf Unterstützung stiess etwa die Schaffung
einer Ökologischen Infrastruktur sowie auch die Umsetzung einer Strategie gegen
invasive Arten. Auf Kritik stiess hingegen die erwartete finanzielle Beteiligung der
Kantone. Im Rahmen der NFA-Programmvereinbarungen zur Erreichung der
Umweltziele habe der Bund seine finanziellen Verpflichtungen gegenüber den Kantonen
nur unzureichend wahrgenommen. Überdies wiesen die Kantone auf ihre angespannte
Finanzlage hin und erachteten es als unmöglich, sich auf so lange Frist finanziell zu
binden. Ferner sei auf bestehende Massnahmen zu setzen, die Kompetenzordnung bei
Massnahmen im Bereich der Raumplanung zu beachten und der Massnahmenkatalog
übersichtlicher zu gestalten und zu straffen. Bis im Frühjahr 2016 soll nun eine

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.02.2015
MARLÈNE GERBER
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Vernehmlassungsvorlage vorliegen.
Im selben Zeitraum stellte ein breit abgestützter wissenschaftlicher Bericht der
Biodiversität in der Schweiz ein verheerendes Zeugnis aus. In einem Plädoyer in der NZZ
warnte BAFU-Vizedirektorin Franziska Schwarz vor den noch höher ausfallenden Kosten
bei Untätigkeit. 33

Dass es schlecht stehe um den Zustand der Biodiversität in der Schweiz, zeigte neben
dem Umweltbericht im Jahr 2015 auch eine Analyse, an der sich 35 wissenschaftliche
Institutionen beteiligt hatten. Die in den letzten 100 Jahren hingenommenen Einbussen
bei der Biodiversität seien massiv. Insbesondere im Mittelland und in den Tallagen der
Berggebiete sei der Anteil intakter und naturnaher Flächen bedenklich tief. Gerade dort
seien die Bestände vieler Arten gering und deren langfristiges Überleben nicht
gesichert. Die Sachverständigen gehen in ihrer Studie davon aus, dass „massive
zusätzliche Anstrengungen“ notwendig seien, um den Biodiversitätsverlust zu stoppen.
Die Publikation des beinahe 100-seitigen Berichts fiel in den Zeitraum der
Vorkonsultation zum Aktionsplan zur Umsetzung der Biodiversitätsstrategie, der zum
gegebenen Zeitpunkt als Hoffnungsträger fungierte. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.04.2015
MARLÈNE GERBER

Daniel Jositsch (ps, ZH) demande, par son postulat, que soit examiné la question du
contrôle concernant l'importation des poissons coralliens. Le Conseil fédéral devrait
se pencher sur l'état de la législation y relative et déterminer s'il convient de signaler à
l'UE de parfaire sa base de données Traces. La capture des poissons coralliens, peu
contrôlée, contribuerait à la menace des récifs coralliens. Actuellement, aucun permis
d'importation n'est nécessaire et le certificat sanitaire n'est contrôlé qu'à titre
d'échantillon. Comme la demande pour ces animaux ne cesse de croître, il est
nécessaire à ses yeux, que le commerce des poissons d'ornement face l'objet d'une
surveillance et d'un contrôle accrus pour assurer leur protection et celle des massifs
coraux. Le Conseil fédéral a recommandé l'acceptation du postulat, il a été adopté par
le Conseil des Etats. 35

POSTULAT
DATUM: 06.12.2016
DIANE PORCELLANA

En annexe du rapport du Conseil fédéral en réponse au postulat de Karl Vogler (pcs,
OW) figurait la Stratégie relative aux espèces exotiques envahissantes. Le projet de
stratégie a été mis en audition de août à octobre 2015, 74 participants (cantons,
conférences intercantonales, organisations faîtières des communes et des villes,
commissions fédérales et autres) ont exprimé leur avis. L'objectif est d'identifier
précocement et réduire au minimum l’impact négatif de ces espèces sur la population,
sur les milieux naturels particulièrement sensibles ou dignes de protection, ainsi que
sur les infrastructures. La stratégie prévoit l'élaboration d'une classification des
organismes envahissants par ordre de priorité en fonction de leur potentielle nuisance,
et de leurs modes d'introduction et de propagation. Elle expose les mesures à prendre
pour empêcher leur propagation sur le territoire helvétique et pour les éliminer.
Concernant la mise en œuvre de la stratégie, les bases légales applicables à l'utilisation
et à la gestion des organismes exotiques envahissants devront être harmonisées afin de
supprimer les possibles conflits d'objectifs découlant de diverses politiques et pour
combler les lacunes présentes dans les législations spéciales. La Confédération sera
chargée de la préparation des bases stratégiques, de l'élaboration de dispositifs de
contrôle de la mise en œuvre, de la coordination au niveau national et de la
coopération internationale. Les cantons exécuteront les mesures de prévention et de
lutte, et en contrôleront l'efficacité. L'avancement de la réalisation des mesures sera
contrôlé dès 2020. Le Conseil fédéral exposera les progrès accomplis et les effets
obtenus. La stratégie sera évaluée à intervalles réguliers. Dès qu’il aura été pris acte de
la réponse au postulat, le DETEC élaborera un dossier de consultation relatif aux
adaptations législatives requises pour la mise en œuvre de la stratégie. 
Le Conseil national a classé le postulat de Karl Vogler, sur recommandation du Conseil
fédéral, dans le cadre de l'examen de l'objet 17.006. En effet, le Conseil fédéral
considère avoir atteint l'objectif du postulat en présentant la Stratégie relative aux
espèces exotiques envahissantes. 36

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.06.2017
DIANE PORCELLANA
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In Spätsommer 2017 veröffentlichte der Bundesrat den Aktionsplan zur Strategie
Biodiversität Schweiz (AP SBS). Bereits im Vorfeld war in den Medien über dessen
verspätetes Erscheinen diskutiert worden; war dieser doch einst bereits für 2014
angekündigt und in der Zwischenzeit mehrmals verschoben worden. 
Als der AP SBS im September 2017 erschien, waren sich viele Umweltorganisationen
einig, dass er viel zu wenig weit ginge. Pro Natura, Birdlife und WWF monierten
gemeinsam, dass «im AP SBS zu wenig Geld bereitgestellt würde und die Massnahmen
bei weitem nicht genügten, um das Ziel – den Schutz und die Förderung der
Biodiversität in der Schweiz – zu erreichen». Ohne Angaben zu Kosten,
Verantwortlichkeiten oder Indikatoren sei der AP SBS zudem viel zu unverbindlich. Es
wurde ausserdem darauf hingewiesen, dass in der langen Erarbeitungszeit (gut 12 Jahre
vom ersten Vorstoss für einen AP SBS bis hin zur eigentlichen Realisierung) bereits viele
Lebensräume und Arten verloren gegangen seien. Dieselben drei Umweltverbände
hatten einige Tage vor dem Erscheinen des AP SBS des Bundes gar einen eigenen
Aktionsplan der Zivilgesellschaft veröffentlicht, weil ihnen die Erarbeitung des
offiziellen Plans zu lange dauerte. In ihrem eigenen, weit greifenden Aktionsplan
forderten sie unter anderem eine starke Reduktion der Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln, Düngemitteln, Tierarzneimitteln und betriebsfremden
Futtermitteln in der Landwirtschaft oder dass die Nutzung der erneuerbaren Energien
und ihr Transport so erfolge, dass negative Auswirkungen auf die Biodiversität
vermieden würden.
Scharf ins Gericht mit dem AP SBS ging auch die WOZ. Sie bezeichnete ihn als eine
«einzige Enttäuschung». Einige der 26 geplanten Massnahmen seien lediglich
Aufforderungen an andere Bundesämter, weitere Papiere zu schreiben. Zudem sei die
Umsetzung von acht, aus Sicht der WoZ zum Teil sehr dringenden Massnahmen erst ab
2024 vorgesehen. Schliesslich greife der AP SBS auch viel zu kurz, weil viele der
Probleme globalen Ausmasses seien, der AP SBS jedoch nur in der Schweiz wirksam
werde. 
Die übrigen Medien verwiesen auf die sehr lange Erarbeitungszeit des AP SBS, griffen
einige Massnahmen heraus und berichteten allgemein über den Zustand und die
Erhaltung der Biodiversität in der Schweiz. Zitiert wurden auch einige Politiker, welche
die Verspätung des AP SBS scharf kritisierten. 37

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.09.2017
BERNADETTE FLÜCKIGER

Le Conseil fédéral approuve la révision des inventaires des biotopes et des sites
marécageux protégés au niveau fédéral. La surface totale des zones inscrites dans les
inventaires passe de 1.8% à 2.2% du territoire national. L'augmentation de la surface
concerne des zones de protection des batraciens et les zones alluviales. Leur faune et
flore peuvent ainsi bénéficier d'une protection uniforme et d'une meilleure
conservation. L'agrandissement du réseau des aires protégées de Suisse permettra
l'atteinte des objectifs de la Stratégie Biodiversité Suisse. Avec cette révision, la mise
en œuvre de la protection par les cantons est améliorée, notamment par la
cartographie détaillée des périmètres de plus de 1'100 objets. L'entrée en vigueur de
cette révision est prévue pour le 1er novembre 2017. 38

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 28.09.2017
DIANE PORCELLANA

Lors de la 7ème session de l'IPBES, 150 experts en sciences naturelles et sociales, issus
de 50 pays, ont élaboré une synthèse mondiale sur l'état de la biodiversité. Le rapport
analyse les causes et les conséquences pour les populations de l'érosion de la
biodiversité, ainsi que les dangers menaçant l'écosystème. Il présente également les
trajectoires pour les 30 prochaines années, selon six scénarios, en cas de stabilité de la
situation actuelle. Les 1'600 pages ont été approuvées par 130 gouvernements à la fin
de la session. 
Le WWF a présenté un guide à l'attention des Etats et des entreprises pour freiner
l'érosion de la biodiversité. Le rapport de l'IPBES servira de base pour les discussions
du sommet du G7. Les Etats devront s'accorder sur les contributions financières pour
sauver la biodiversité, lors de la COP15 sur la biodiversité en 2020. S'agissant de la
Suisse, plusieurs experts estiment que la Suisse a encore des progrès à faire en matière
de sauvegarder de la biodiversité. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.05.2019
DIANE PORCELLANA
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Im Februar 2020 reichte die UREK-NR eine Motion ein, welche das Ziel verfolgt, das
Insektensterben zu bekämpfen. Die Motion forderte etwa die sofortige Umsetzung der
Aktionspläne Biodiversität, Bienengesundheit und Pflanzenschutzmittel. Weiter soll ein
Paket mit gesetzlichen Anpassungen sowie ambitionierten, überprüfbaren, terminierten
Zielen und Massnahmen zum Schutz und zur Förderung der Insekten in der Schweiz
geschnürt werden. Schliesslich wurde auch das Erarbeiten einer Auslegeordnung von
Schadinsekten – Insekten die keine natürlichen Feinde haben – und möglicher
Massnahmen gefordert.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion und erläuterte, dass er
entsprechende Massnahmen und die dafür notwendigen Mittel abgestimmt auf die
jeweiligen Sektorpolitiken unterbreiten werde. Der Nationalrat stimmte dem Vorstoss in
der Wintersession 2020 stillschweigend zu. 40

MOTION
DATUM: 11.02.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Claudia Friedl (sp, SG) wies in ihrer im Dezember 2019 eingereichten Motion «Den
Verkauf invasiver Neophyten verbieten» darauf hin, dass in der Schweiz die
Ausbringung von invasiven artfremden Pflanzen zwar verboten sei und die weitere
Ausbreitung bekämpft werde, diese Pflanzen aber immer noch gekauft werden dürften.
Daher forderte sie den Bundesrat auf, diesen Widerspruch aufzulösen und den Verkauf
der invasiven, artfremden Pflanzen zu verbieten. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion und der Nationalrat hiess den Vorstoss in der Sommersession
2020 stillschweigend gut. 41

MOTION
DATUM: 19.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Herbstsession 2020 beschloss der Ständerat die Abschreibung der Motion
Jositsch (sp, ZH) «Bessere Kontrolle der Wildfänge zum Schutz der Korallenriffe».
Zuvor hatte der Bundesrat in seinem Bericht über die Motionen und Postulate 2019
festgehalten, dass das BLV vor allem auf internationaler Ebene (EU-Niveau, CITES)
diverse Initiativen ergriffen habe, um der Problematik des Handels mit Zierfischen zu
begegnen. Das Anliegen der Motion sei damit erfüllt. 42

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Wintersession 2020 überwies der Ständerat eine Motion Friedl (sp, SG), die «den
Verkauf invasiver Neophyten verbieten» will. Er folgte damit seiner vorberatenden
UREK-SR, welche die Motion einstimmig zur Annahme empfohlen hatte.
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) und Umweltministerin Sommaruga wiesen in
ihren Voten darauf hin, dass ein Verkaufsverbot wichtig und logisch sei. Bisher ist zwar
das Pflanzen invasiver Neophyten verboten, nicht aber deren Verkauf. Sommaruga
kündigte an, das Anliegen der Motion in die in 2021 anstehende Revision des
Umweltschutzgesetzes aufzunehmen. Die kleine Kammer nahm die Motion
anschliessend stillschweigend an. 43

MOTION
DATUM: 08.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Eine von der UREK-NR eingebrachte Motion, die das Insektensterben bekämpfen will,
wurde in der Frühjahressession 2021 im Ständerat behandelt. Kommissionssprecher
Schmid (fdp, GR) informierte die kleine Kammer, dass das Anliegen in der
vorberatenden UREK-SR unbestritten war. Er wies aber im Namen der Kommission
darauf hin, dass bei der Auswahl der Massnahmen auf grösstmögliche Effektivität und
Effizienz geachtet werden solle. Umweltministerin Sommaruga ihrerseits zeigte sich
erfreut, dass die Motion zuvor im Ständerat auf Wohlwollen gestossen war. Sie machte
zudem darauf aufmerksam, dass nicht zuletzt die Wirtschaft von einer intakten
Biodiversität profitiere respektive auf diese angewiesen sei. Nach diesem Votum nahm
der Ständerat die Motion stillschweigend an. 44

MOTION
DATUM: 09.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Grüne Fraktion beantragte im Mai 2019, dass der Bundesrat den Aktionsplan
Biodiversität Schweiz intensivieren solle, damit die Strategie Biodiversität Schweiz und
die diesbezüglichen internationalen Verpflichtungen der Schweiz rasch umgesetzt
werden können. Dafür müsse der Bundesrat auch mehr finanzielle Mittel einsetzen. Die
Grünen argumentierten, dass es in der Schweiz schlecht um die Artenvielfalt bestellt
sei, was beispielsweise durch die regelmässigen Evaluationen des BAFU belegt sei.
Der Bundesrat zeigte sich ebenfalls besorgt über den Zustand der Biodiversität;
insbesondere der letzte IPBES-Bericht vom Frühjahr 2019 sei sehr besorgniserregend.
Daher unterstütze er auch jegliche Anstrengungen zum Erhalt und zur Förderung der
Biodiversität. Er habe jedoch bereits zusätzliche finanzielle Mittel zur Verfügung

MOTION
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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gestellt, um die Massnahmen des Aktionsplans Strategie Biodiversität Schweiz
umzusetzen. Zudem werde im Jahr 2022 eine Wirkungsanalyse zum Aktionsplan
durchgeführt. Danach werde der Bundesrat über die Fortsetzung des Aktionsplans
beschliessen. Entsprechend beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion.
Der Nationalrat beugte sich in der Sommersession 2021 über das Geschäft. Dort lehnte
die grosse Kammer den Vorstoss mit 98 zu 87 – bei 6 Enthaltungen – ab. Die
ablehnenden Stimmen stammten aus der SVP-, der FDP.Liberalen- und der Mitte-
Fraktion. 45

Anfang 2022 und damit teilweise noch vor Ausbruch des Krieges in der Ukraine mehrten
sich in den Schweizer Medien Berichte über den Ausbau erneuerbarer Energieträger
und ihre Auswirkungen auf die Natur. So berichtete beispielsweise die NZZ über eine
Studie der ZHAW im Auftrag des BFE zur Photovoltaik auf «der grünen Wiese», also auf
Landwirtschaftsflächen. Die Studie bilanzierte, dass freistehende Solaranlagen für Tiere
und Pflanzen grosse Vorteile bringen können, sofern der Bau der Anlage zu keinen
Schäden bei ökologisch sensiblen Lebensräumen führt. So könnten insbesondere auf
intensiv genutzten Flächen störungsempfindliche Tierarten, wie etwa manche
Vogelarten, die Solarparks als Rückzugsort nutzen. Aber auch die Landwirtschaft selber
könne profitieren: Bei gewissen Kulturen würde eine Überdachung durch ein Solarpanel
zu einer grossen Ertragssteigerung führen, da diese beispielsweise vor Hagel und
Überhitzung schützen könnte. 
Zu reden gab im Bereich der Solarenergie auch ein geplanter Photovoltaikpark im
Hochgebirge oberhalb von Gondo (VS). Dieser soll auf einer Fläche von 14
Fussballfeldern zu liegen kommen. Währenddem die Nationalrätin und Vizepräsidentin
von Swissolar Gabriela Suter (sp, AG) dieses Projekt lobte und auch Potential bei
Photovoltaik-Anlagen auf Dächern, Fassaden, Lawinenverbauungen oder auch auf
Landwirtschaftsflächen sah, wehrte sich Heidi Z’graggen (mitte, UR), Präsidentin der
ENHK, gegen die «Verunstaltung» der Schweizer Landschaften durch Solarpanels
(Tages-Anzeiger). Z’graggen forderte infolgedessen in einem Vorstoss ein Spezialgesetz
zum Umgang mit grösseren, freistehenden Solaranlagen im alpinen Gebiet sowie ein
Moratorium für den Bau solcher Anlagen, bis dieses Gesetz in Kraft trete.

Im Bereich der Windkraft und der Wasserkraft schlug der Bundesrat Anfang Februar
2022 vor, die Planungs- und Bewilligungsverfahren für die bedeutendsten Anlagen der
Wasserkraft und der Windenergie zu vereinfachen und zu straffen. Rekurse sollen
demnach möglich bleiben, aber nur noch einmal und nicht bei jeder Etappe des
Verfahrens. Dieser Entscheid hing unter anderem mit den Arbeiten eines runden Tischs
zur Wasserkraft zusammen, an welchem 15 Projekte für Speicherseen identifiziert
wurden, welche als energetisch am vielversprechendsten gelten und gleichzeitig mit
möglichst wenig negativen Konsequenzen für die Biodiversität und die Landschaft
realisiert werden könnten. Zwei dieser Projekte stiessen jedoch auf Kritik: So wehrte
sich etwa die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz gegen einen neuen Stausee am
Gornergletscher. Der Geschäftsführer der Stiftung, Raimund Rodewald, begründete
den Widerstand mit dem Argument, dass mit diesem Stausee in eine der letzten
unberührten Gletschergebiete in den Alpen eingegriffen würde. Ausserdem sei der
Gornergletscher als Teil des Bundesinventars der Landschaften und Naturdenkmäler
geschützt. Ein zweites Projekt, das auf Widerstand stiess, war ein geplanter Stausee
beim Triftgletscher: Dieses Vorhaben wurde von der Organisation Aqua Viva und vom
Grimselverein bekämpft. Heini Glauser vom Grimselverein argumentierte, dass die
Zerstörung der Landschaft und der lokalen Biodiversität in einem sehr ungünstigen
Verhältnis zur erwarteten Stromerzeugung stünde. Er plädierte dafür, stattdessen auf
Solarenergie zu setzen. 
Im Bereich der Windkraft wiederum war es im November 2021 zu einem tragischen
Zwischenfall gekommen, als ein Steinadler von einem Rotorblatt einer Windturbine
erschlagen wurde. Eine Forschungsgruppe rund um den Biologen Raphaël Arlettaz von
der Universität Bern untersuchte deshalb, an welchen Stellen Vögel oder auch
Fledermäuse mit den Windturbinen kollidieren können. Sobald klar ist, in welchen
Regionen und in welcher Flughöhe sich die Tiere bewegen und wie sie auf Hindernisse
reagieren, soll eine so genannte Konfliktkarte für die Schweiz entstehen, welche
aufzeigt, welche Gebiete für neue Windparks geeignet sind und welche nicht. 46

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.01.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) forderte mit einer im Mai 2022 eingereichten Motion
Zugang zu Geodaten von geschützten Flächen. Die Freiburger Nationalrätin wollte
damit erreichen, dass die Geodaten von kommunalen, kantonalen und nationalen
Schutzgebieten und den darin geltenden Regeln erfasst und publiziert werden. Damit
solle insbesondere gewährleistet werden, dass die in den verschiedenen
Schutzgebieten geltenden Bestimmungen für Besuchende online zugänglich gemacht
werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion, woraufhin der Nationalrat
die Motion in der Herbstsession 2022 stillschweigend guthiess. 47

MOTION
DATUM: 30.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Juni 2023 nahm der Bundesrat die Wirkungsanalyse des Aktionsplans zur Strategie
Biodiversität Schweiz zur Kenntnis. In diesem Bericht wurde festgestellt, dass in den
letzten Jahren zahlreiche Massnahmen zum Erhalt und zur Stärkung der Biodiversität
ergriffen wurden, insbesondere die Sofortmassnahmen im Bereich Naturschutz und
Waldbiodiversität trügen bereits Früchte und leisteten einen wichtigen Beitrag zur
Erschaffung der ökologischen Infrastruktur. Die Biodiversität in der Schweiz stehe
jedoch nach wie vor unter grossem Druck. Nach Kenntnisnahme der Wirkungsanalyse
beschloss der Bundesrat, die erste Phase des Aktionsplans bis Ende 2024 zu verlängern.
Zudem wurde das UVEK mit der Ausarbeitung der zweiten Umsetzungsphase (2025 bis
Ende 2030) sowie mit der Überprüfung der Ziele der Biodiversitätsstrategie betraut.
Letztere sollten insbesondere im Lichte der Ende 2022 beschlossenen Massnahmen der
15. Biodiversitätskonferenz angepasst werden. 

Auf den weiterhin vulnerablen Zustand der Biodiversität gingen im Übrigen zwei
Berichte ein, die das BAFU im Mai 2023 publiziert hatte. Gemäss diesen seien in der
Schweiz viele Fisch-, Reptilien- und Vogelarten stark gefährdet. Zudem habe sich der
Zustand von einigen ökologisch wertvollen Lebensräumen weiter verschlechtert und
diese seien darüber hinaus untereinander zu wenig vernetzt. Der Bundesrat schlage
daher im indirekten Gegenvorschlag zur Biodiversitätsinitiative vor, die Qualität und die
Vernetzung von Lebensräumen weiter zu fördern sowie die Natur im Siedlungsraum zu
stärken. 48

BERICHT
DATUM: 21.06.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Gewässerschutz

Conformément à ce qui avait été annoncé par la presse en 1996, l'initiative populaire
"Pas d'hydravion sur les lacs suisses" - lancée en avril 1995 par la Fondation Helvetia
Nostra - a abouti avec 108'60 signatures valables. Peu de temps après, un second
événement est venu hypothéquer le projet de mise en service de deux aérodromes
pour hydravions sur le lac Léman: Le Conseil fédéral a en effet admis les recours
déposés en 1994 par plusieurs organisations de protection de l'environnement. Le
dossier a ainsi été renvoyé au DFTCE qui a été chargé de procéder à des études
approfondies concernant l'impact de ces aquadromes sur la faune ornithologique avant
de rendre une nouvelle décision en la matière. 49

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.03.1997
LIONEL EPERON

Dans la nouvelle version de l'ordonnance sur la protection des eaux (OEaux), approuvée
par le Conseil fédéral, figure une dérogation à l'autorisation de déversement d'eaux
issues de circuits de refroidissement ouverts. Cet assouplissement vise à réduire le
problème découlant de l'obligation de suspendre le déversement d'eaux de
refroidissement lorsque la température du cours d'eau excède les 25 degrés. Au-delà
de cette température, les autorités pourront donc tolérer des rejets thermiques ayant
un effet minime sur la température de l’eau. Des dérogations spécifiques sont
accordées aux centrales nucléaires existantes. Toutefois, les nouvelles installations
construites devront limiter la production de chaleur et utiliser l'évacuation dans le
cours d'eau seulement pour les rejets thermiques non récupérables.
Le projet de modification a été accueilli favorablement par la plupart des cantons et
par les milieux économiques interrogés. Ce ne fut pas le cas pour le PS, les
organisations environnementales, quelques associations professionnelles et instituts de
recherche, et pour huit cantons (AG, BL, FR, GE, LU, TI, TG, VD). Une des principales
raisons qui motive leur position est la survie des organismes aquatiques. Pour l'assurer,
il faudrait empêcher ou limiter toute hausse de température des cours d'eau par des
rejets thermiques. 50

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.06.2018
DIANE PORCELLANA
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Lärmschutz

Im Mai 2022 gab die Bundeskanzlei bekannt, dass die Unterschriftensammlung für die
Volksinitiative «Für eine Einschränkung von Feuerwerk» gestartet werden konnte. Die
Sammelfrist wurde auf den 3.11.2023 terminiert. Die Initiative verlangte, dass der
Verkauf und die Verwendung von Feuerwerk, das Lärm verursacht, generell verboten
wird. Ausnahmen können von den Kantonen für Anlässe von überregionaler Bedeutung
bewilligt werden. Wie die Medien berichteten, stand für Roman Huber, einem der
Mitglieder des Initiativkomitees, der Schutz von Menschen, Tieren und Umwelt im
Vordergrund, welche teilweise stark unter dem Feuerwerkslärm und dem Feinstaub
litten. 51

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.05.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Anfang Dezember 2023 informierte die Bundeskanzlei, dass die erforderlichen
Unterschriften für das Zustandekommen der «Feuerwerksinitiative» eingereicht
worden waren. Die Prüfung ergab, dass insgesamt 137’193 gültige Unterschriften
zusammengekommen waren. 52

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Allgemeiner Umweltschutz

Wie bereits in den Vorjahren bemühten sich die europäischen Regierungen um eine
verbesserte Koordination ihrer Umweltschutzmassnahmen: So fanden anlässlich der
zweiten europäischen Umweltschutzministerkonferenz die schweizerischen Vorschläge
für den Ausbau des Artenschutzes (Inventarisierung und Beschützung von gefährdeten
Tier- und Pflanzenarten) rege Beachtung. In Genf trafen sich Vertreter der EG und der
Schweiz zum gemeinsamen Studium von Lärm- und Abwasserproblemen. 53

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 02.10.1976
HANS HIRTER

La campagne de sensibilisation relative aux problèmes environnementaux, lancée en
1994 par l'OFEFP, a été l'objet d'un bilan intermédiaire. Axé sur le thème du climat en
1994, le premier volet de cette action qui en comporte trois a permis la conduite de
quelque 900 travaux mis sur pied par des jeunes de 12 à 25 ans (nouvelles, pièces de
théâtre, vidéos, chansons, etc.). Leur réalisation a entraîné une dépense d'environ CHF
deux millions. Comme prévu, l'expérience a été renouvelée durant l'année 1995 avec la
protection des espèces comme thème de réflexion. 54

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 03.03.1995
LIONEL EPERON

L'OFEFP, l'Association suisse de l'industrie gazière et l'Association suisse des sables et
graviers ont conjointement mis sur pied la «Fondation Nature et Economie». Doté d'un
capital de CHF 1.2 million dont le tiers est supporté par la Confédération, cet organe
s'est fixé pour objectif d'assurer la diversité de la faune et de la flore en faisant verdir à
cet effet un dixième des sites industriels et commerciaux de Suisse d'ici l'an 2000, soit
une surface de quelque 25 km2. Le président de cette fondation, le conseiller national
Christoph Eymann (pl, BS) a évalué entre CHF 60 et 100 millions le volume des
investissements nécessaires à cette action. 55

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 15.03.1997
LIONEL EPERON

Fin novembre, l'OFEFP et l'Office fédéral de la statistique ont conjointement présenté
le 3e rapport sur l'état de l'environnement en Suisse. Bien que ce document dresse un
constat globalement positif de la situation grâce à des améliorations significatives dans
plusieurs domaines depuis la parution du dernier rapport en 1993, le directeur de
l'OFEFP, Philippe Roch, s'est cependant abstenu de tout triomphalisme en soulignant le
fait que d'importantes menaces subsistent dans plusieurs secteurs (bruit, air,
protection de la faune, pollution de l'eau par l'agriculture). L'écologisation grandissante
de l'économie liée au nombre toujours plus conséquent d'audits écologiques et de
certificats ISO 14'000 attribués à des entreprises a en revanche été saluée, de même
que la tendance qui se dessine de plus en plus vers l'instauration d'une réforme fiscale
fondée sur des critères écologiques. 56
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Pour la première fois, l'OCDE a procédé à un examen des performances
environnementales de la Suisse. Les experts de l'OCDE ont souligné les avancées
importantes de la Suisse dans les domaines de la protection de l'air, de la protection
des eaux et de la lutte contre le bruit. Quant à la politique des transports suisse, elle fut
qualifiée de modèle pour les autres pays de l'OCDE. La gestion des déchets a été jugée
efficace, mais les installations d'incinération devraient encore être complétées. Le
rapport recommande davantage de coopération intercantonale pour l'incinération et
regrette la forte augmentation, depuis 1992, des déchets spéciaux exportés. Deux
points faibles principaux ont été relevés: la forte diminution des espaces naturels et la
réduction de la diversité biologique. Les espèces animales et végétales subiraient une
pression énorme. La destruction de biotopes se poursuivrait en raison de
l'urbanisation, de la modernisation de l'agriculture, de l'extension des réseaux de
transport et du tourisme. Parmi les recommandations de l'organisation internationale,
la Suisse est incitée à développer une réforme fiscale écologique qui pourrait inclure
une augmentation sensible des taxes sur l'essence. 57

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.10.1998
LAURE DUPRAZ

Le Conseil fédéral a adopté le mandat relatif à la Conférence internationale pour la
protection des espèces migratrices appartenant à la faune sauvage. Lors de cette
réunion, l'efficacité de la mise en œuvre de la Convention de Bonn, visant la protection
des espèces migratrices menacées dans le monde, sera évaluée. Des nouvelles mesures
de protection seront déterminées. L'objectif est de renforcer également les synergies
entre les conventions et organisations dans le domaine de la biodiversité. La délégation
suisse soutient le renforcement des collaborations et l’amélioration du suivi des
objectifs de la convention. 58

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 29.09.2017
DIANE PORCELLANA

Suite à la décision du Conseil fédéral, le nouveau groupe de coordination pour la
criminalité environnementale remplacera le groupe EnviCrimeCH. En Suisse, plusieurs
ressources naturelles sont exploitées illégalement. Le dispositif pénal en place permet
d'agir, mais seulement lorsque les autres mesures d'exécution du droit
environnemental sont restées sans effet. Depuis 2014, l'ancien groupe favorisait
l'échange d'expériences et de connaissances en la matière entre les autorités fédérales,
les corps de police, les ministères publics et les services cantonaux de l'environnement.
Le nouvel organe, dirigé conjointement par l'OFEV et l'OSAV a pour objectifs
supplémentaires le développement du droit de l'environnement et l'amélioration des
outils de poursuite pénale. Autre nouveauté, une plateforme de coordination sera
instaurée lors d'affaires concrètes. 59

ANDERES
DATUM: 07.11.2018
DIANE PORCELLANA

Klimapolitik

Im März 2012 verabschiedete der Bundesrat den ersten Teil seiner Strategie zur
Anpassung an den Klimawandel in der Schweiz. Darin hielt er die Ziele,
Herausforderungen und Handlungsfelder auf Bundesebene fest. Diese Anpassung sei
nötig, weil die globalen Temperaturen auch gemäss den positivsten Szenarien in den
nächsten Jahrzehnten aufgrund des Klimawandels ansteigen würden. Die Strategie
formulierte folgende Ziele: Die Schweiz soll die Chancen nutzen, die der Klimawandel
bietet   (bspw. für den Sommertourismus); die Risiken, die sich aus dem Klimawandel
ergeben, minimieren; sowie die Anpassungsfähigkeit von Umwelt, Gesellschaft und
Wirtschaft steigern. Die wichtigsten Herausforderungen, die sich aus dem Klimawandel
für die Anpassung ergeben, sah der Bundesrat unter anderem in der grösseren
Hitzebelastung (insbesondere in den dicht besiedelten Städten), im steigenden
Hochwasserrisiko, in der Beeinträchtigung der Wasser-, Boden- und Luftqualität oder
auch in der Veränderung von Lebensräumen und Landschaften. Die
Anpassungsstrategie listete schliesslich auch die Sektoren, in welchen
Anpassungsleistungen vollzogen werden müssen, auf – wie etwa die Landwirtschaft, den
Tourismus, die Raumentwicklung oder die Energiewirtschaft. Für diese Sektoren
wurden insgesamt 48 Handlungsfelder definiert, die Anpassungsziele festgehalten und
die Stossrichtung zur Erreichung dieser Ziele festgelegt. 
Der zweite Teil der Strategie bildet der Aktionsplan für die Jahre 2014-2019. 60

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 02.03.2012
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.24 17ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Der Bundesrat verabschiedete im April 2014 den zweiten Teil seiner
Anpassungsstrategie an den Klimawandel in Form des Aktionsplans für die Jahre 2014
bis 2019. Die Reduktion der Treibhausgase bleibe die wichtigste Massnahme der
Klimapolitik des Bundes; da der Klimawandel aber bereits eine Tatsache sei, würden
auch Anpassungsmassnahmen immer wichtiger. Im Aktionsplan wurden daher 63
Anpassungsmassnahmen der involvierten Bundesämter für neun Sektoren aufgeführt.
Bei den neun Sektoren handelt es sich um die Bereiche Wasserwirtschaft, Umgang mit
Naturgefahren, Landwirtschaft, Waldwirtschaft, Energie, Tourismus,
Biodiversitätsmanagement, Gesundheit sowie Raumentwicklung.
Als Beispiel wie der Aktionsplan wirken soll, kann die Wasserwirtschaft dienen. Dort
zielen die Anpassungsmassnahmen darauf ab, «die grundlegenden Schutz- und
Nutzungsfunktionen der Gewässer auch in einem veränderten Klima zu gewährleisten».
Im Fokus stehen dabei die Wasserspeicherung, die Wasserverteilung, die
Wassernutzung, die Erarbeitung von Wasserbewirtschaftungsplänen sowie die Prüfung
der Rolle künstlicher und natürlicher Seen bei der Wasserversorgung und dem
Hochwasserschutz. Ein weiteres Beispiel ist die verbesserte Vorbereitung auf lang
andauernde Hitzeperioden im Bereich Gesundheit. 
Wichtig sind gemäss Aktionsplan auch die sektorübergreifenden Massnahmen. Diese
zielen auf die Verbesserung der Wissensgrundlagen sowie der Koordination; so zum
Beispiel die Massnahmen im Hochwasserschutz, wo neben organisatorischen, baulichen
und biologischen auch raumplanerische Massnahmen greifen müssen, um die
Anpassung an den Klimawandel besser zu etablieren.
Der Bundesrat geht davon aus, dass die Anpassungsmassnahmen mehrere Millionen
Franken pro Jahr kosten werden und in Zukunft mit fortschreitendem Klimawandel
weiter zunehmen werden. Diese Beträge würden jedoch nur einen Bruchteil der
volkswirtschaftlichen Kosten ausmachen, welche die Auswirkungen des Klimawandels
insgesamt mit sich bringen würden. 61

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.04.2014
BERNADETTE FLÜCKIGER

L'OFEV a présenté son rapport sur les risques et les opportunités liés au climat à
l'échelle de la Suisse. Sur la base d'études de cas menées dans huit cantons (Argovie,
Bâle-Ville, Fribourg, Genève, Grisons, Jura, Tessin et Uri) et à l'appui d'informations
tirées de la littérature scientifique, il a identifié les risques et opportunités découlant
des conditions climatiques actuelles et évalué leur ampleur d'ici l'horizon 2060. Le
rapport dresse comme principaux risques – l'accentuation des fortes chaleurs,
l'accroissement de la sécheresse, l'élévation de la limite des chutes de neige,
l'aggravation du risque de crues, la fragilisation des pentes et recrudescences des
mouvements de terrain, la dégradation de la qualité de l'eau, des sols et de l'air, la
modification des milieux naturels, de la composition des espèces et des paysages, la
propagation d'organismes nuisibles, de maladies et d'espèces exotiques. S'agissant des
opportunités, figurent l'amélioration des conditions locales et la modification de
l'activité des tempêtes et de la grêle. Il faut donc s'attendre à avoir plus de risques que
d'opportunités si, au cours des prochaines décennies, l'augmentation des émissions de
gaz à effet de serre se poursuit au rythme actuel. Le rapport permettra de gérer les
futurs adaptations aux changements climatiques, de vérifier et poursuivre le
développement de la Stratégie d'adaptation aux changements climatiques et du plan
d'action du Conseil fédéral. 62

BERICHT
DATUM: 05.12.2017
DIANE PORCELLANA

Mitte März 2021 veröffentlichte das BAFU umfangreiche Daten des Projektes Hydro-
CH2018 «Hydrologische Grundlagen zum Klimawandel». Das Projekt ging der Frage
nach, welche Folgen der Klimawandel auf die Wassersituation in der Schweiz zeitigt. Die
Forscherinnen und Forscher kamen zum Schluss, dass die Auswirkungen des
Klimawandels in diesem Bereich gravierend sein würden und bislang unterschätzt
worden seien. Gemäss ihrer Prognose werde es generell in den Wintern mehr
Niederschlag geben. Weil gleichzeitig die Schneefallgrenze steige, werde aber generell
mehr Regen anstatt Schnee fallen. In den Sommern hingegen werde es trockener und
wärmer. Diese Veränderungen im Wasserhaushalt führten zu Problemen, beispielsweise
in der Landwirtschaft. Dort werde der Wassermangel im Sommer dazu führen, dass
mehr Kulturen angepflanzt werden müssen, welche wenig Wasser benötigen und
hitzeresistent seien. Auch für die Biodiversität im und am Wasser führe der
Klimawandel zu Problemen. Die Wasserlebewesen litten unter dem wärmer werdenden
Wasser sowie unter dem häufigen Austrocknen kleinerer Gewässer. Naturnahe
Gewässer, die sauber und vor übermässiger Nutzung geschützt sind, stellten hier eine
Lösung dar, da diese besser auf die Klimaerwärmung reagieren könnten. Auch der
Schutz vor Naturgefahren werde schwieriger, da beispielsweise Überschwemmungen
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und Rutschungen zunehmen würden. Hier gelte es, verstärkt mit Schutzmassnahmen –
wie zum Beispiel Hochwassersperren – vorzubeugen.
Die geplanten Klimaschutzmassnahmen, die beispielsweise im Rahmen des CO2-
Gesetzes beschlossen wurden, würden diese Szenarien abmildern, es werde aber
immer noch deutliche Veränderungen im Wasserhaushalt geben, resümierte das BAFU.
Daher brauche es auch die Umsetzung der Anpassungsmassnahmen an den
Klimawandel, die im Rahmen zweier Aktionspläne (2014–2019 und 2020–2025) definiert
wurden. 63
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